
Anfang November hat im östlichen Teil
des Hauptgebäudes die Sanierung der

Uni begonnen. Dort war auch der Veran-
staltungsraum der Studierendenschaft, das
AudiMin. In ihm konnten studentische
Gruppen – wie zum Beispiel Fachschaften –
ihre Veranstaltungen kostenlos, selbstbe-
stimmt und mit professioneller technischer
Ausstattung umsetzen. Damit ist jetzt –  zu-
mindest vorerst – Schluss. In der auf drei
Jahre angelegten ersten Bauphase kann das
AudiMin nicht genutzt werden. Danach soll
der Kulturraum wieder den Studierenden

Kein Raum mehr für Kultur
Im AudiMin konnten Studierende Kultur direkt an der Uni erleben. Doch damit ist wegen
der Sanierung des Hauptgebäudes vorerst Schluss, berichtet Lisa-Marie Davies

2 Politik Welt

Weniger Grün vor der Alm
Die Almsporthalle muss ersetzt werden. Der Neubau könnte dort hochgezogen werden, 
wo früher mal gebolzt wurde. Von Rouven Ridder

Erstaunliches tat sich im Oktober an der
Stelle, an der bis vor kurzem noch die Er-

satzcontainer für das Max-Planck-Gymnasi-
um standen: Der Platz wurde geschottert
und bietet Almbesuchern einen Parkplatz.
Dabei hatten Hobbyfußballer gehofft, dass
sie dort künftig wieder kicken könnten.

Daraus wird wohl nichts werden. Die Stel-
le sei für den Neubau der Almsporthalle vor-
gesehen, heißt es beim Immobilienservicebe-
trieb (ISB). Denn die alte Halle – direkt da-
hinter – ist in einem maroden Zustand.
»Besondere Freude werden die jungen Nutz-
nießer dieser großzügigen Schulsportanlage
vermutlich an dem Lehrschwimmbecken ha-
ben«, schrieb während des Baus im Jahr 1965
das Westfalen-Blatt. Doch: »Es ist nur eine

Frage der Zeit, wann die Schwimmbadtech-
nik zusammenbricht«, sagt Stefan Jücker
vom ISB. Und da das alte Gebäude auch
nicht behindertengerecht sei, handele es sich
nur noch um einen »Abriss auf Abruf«.

Schulamtsleiter Georg Müller möchte sich
dahingehend nicht festlegen, zumal über die
Option politisch noch nicht beraten oder
entschieden sei und noch nirgendwo dafür
Mittel veranschlagt worden seien. Aber dass
die Tage der alten Sporthalle gezählt sind,
weiß auch Müller: »Spätestens, seitdem die
Almhallen zum Schutz vor zu schweren
Schneelasten eine zweite Dachkonstruktion
bekommen haben, dürfte das jedem auf-
merksamen Beobachter klar sein«. Und dass
ein wirtschaftlich und energetisch günstige-
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zur Verfügung stehen. »Leider haben wir da-
für aber keine schriftliche Zusage«, sorgt sich
der AStA-Vorsitzende Ricardo Bergmann.
Laut Uni-Sprecher Ingo Lohuis könne es
von der Universität ohnehin nur eine »Be-
mühungszusage« geben, da nicht sie, sondern
der Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Lan-
des Besitzer des Gebäudes sei. Aber selbst die
hat die Studierendenvertretung bis Redak-
tionsschluss dieser Ausgabe nicht erhalten. 

Die Zukunft studentisch organisierter
Kultur steht somit derzeit trotz intensiver
Bemühungen in den Sternen. »Als klar wur-
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rer Neubau anstelle einer Sanierung auch in
der Nähe der vielen West-Schulen stattfin-
den müsse, sei ebenfalls klar.

Erste Schätzungen besagen, dass ein zwei-
stelliger Millionenbetrag für diese Maßnah-
me lockergemacht werden müsste. Im Schul-
und Sportausschuss schlug die Verwaltung
vor, das Projekt durch ein »Public-Private-
Partnership« (öffentlich-private Partner-
schaft) zu finanzieren, also letzten Endes: Ein
Privater baut, die öffentliche Hand mietet an.
Ob sich dafür Mehrheiten finden, wird sich
zeigen. Bedenken gibt es bis jetzt von den
Linken, und die Grünen sollen sich eine sol-
che Partnerschaft auch nicht mit jedem vor-
stellen können.

Der aktuelle Eindruck: Der ›islamische
Staat‹ beschäftigt nun die mediale Szene.

Gewalt im ukrainischen Territorium ist rück-
läufig. Die internationale Auseinandersetzung
um diese Region hat sich abgeschwächt. Der
neue Kalte Krieg steht nicht mehr in Gefahr,
sich zu erhitzen. Aber der Schein kann trügen.
Keineswegs haben sich jene machtpolitischen
Interessen in Luft aufgelöst, die kontrovers
den Konflikt in der und um die Ukraine her-
beiführten und zerstörerische Gewalt erzeug-
ten.

Und weiterhin sind Fragen aller Aufmerk-
samkeit wert, die im deutschen Diskurs über
den Kampfplatz Ukraine zumeist zu kurz
kommen: Was eigentlich treibt die externen
Akteure in diesem geopolitischen Schlacht-
feld an? Haben wir es, die ›Brandstiftung‹ be-
treffend, mit einem Einzeltäter Putin zu tun
und ›typisch russischem Expansionsdrang‹?
Und wie agiert in diesem Konflikt ›der‹ Wes-
ten – uneigennützig und harmonisch in den
Zielsetzungen und Methoden von Politik?

Noch immer begehrtes Terrain

Die Leitmedien in der Bundesrepublik haben
ganz überwiegend diese Fragen auf proble-
matische Weise beantwortet. Glaubt man ih-
rer Version, dann ist näheres Hinsehen auf die
Ursachen des Konflikts und dessen Vorge-
schichte ebenso überflüssig wie abwägendes
Nachdenken über mögliche Lösungen. Statt-
dessen wird suggeriert: »Der Russe war es«,
das Aggressive steckt nun mal in ihm; der
Westen hatte und hat nichts anderes im Sinn,
als den Ukrainern Freiheit und Demokratie
zu bringen, sie warten allesamt sehnsüchtig
auf den Anschluss an die westliche Wertewelt.
Und deshalb sei dreierlei erforderlich: Härte
gegenüber der russischen Politik; Anschluss
der Ukraine an die EU; Ausdehnung des
›NATO-Schutznetzes‹ gen Osten.

Wer es bequem haben will bei der Kon-
fliktanalyse, muss sich mit folgenden ge-
schichtlichen und aktuellen Beobachtungen
erst gar nicht beschäftigen: Seit langer Zeit
schon ist das ukrainische Terrain ein Objekt
der Begehrlichkeit auswärtiger Mächte; wirt-
schaftliche und politstrategische, nicht zuletzt
militärische Motive wirkten dabei zusam-
men: Erst das zarische Imperium, dann die
Sowjetunion sollten ›zergliedert‹, zur Auflö-
sung gebracht werden; die Ukraine galt als
Kernstück dieser Pläne. Zunächst trat dabei
das Wilhelminische Reich auf, es wollte die
Ukraine seiner Herrschaft unterwerfen, mi-
litärische Mittel einsetzend. 

Es ging dabei nicht nur um die Aneignung
von Ressourcen. »Wer Kiew hat, kann Mos-
kau zwingen«, so die deutsche Politikparole
vor und während des Ersten Weltkrieges. Ge-
gen Ende desselben konnte sie kurzzeitig in
die Tat umgesetzt werden; deutsche Truppen
errichteten ein ›Protektorat‹ in der Ukraine.
Das hielt nicht vor, aber Hitlerdeutschland
knüpfte 1941 hier an, nun in der Vorgehens-
weise weitaus brutaler. Erst Kollaboration,
dann Konfrontation ergab sich dabei mit der
›Organisation Ukrainischer Nationalisten‹
unter ihrem Führer Stepan Bandera; diese Be-
wegung war terroristisch, faschistisch und
auch antisemitisch ausgerichtet. Sie hatte
Nahrung gefunden, sowohl im Widerstand
gegen die 1919 vollzogene Annexion ukrai-
nischer Provinzen durch den polnischen

Staat, als auch in der anhaltenden Wut über
das Elend, das die sowjetische Regierungspo-
litik unter Stalin gerade in ukrainischen Ge-
bieten angerichtet hatte. In der Gegenwart
greifen extrem rechte Gruppierungen in der
Westukraine auf die Tradition dieser Ausfor-
mung von Nationalismus zurück.

Ziel der USA: Russland schwächen

Nach dem Ende des ›Dritten Reiches‹ kam die
Ukraine in den interessierten Blick der US-
amerikanischen Geostrategen. Als in Wa-
shington noch mit einer militanten ›Befrei-
ungspolitik‹ in Osteuropa kalkuliert wurde,
gab die CIA dem bewaffneten Untergrund-
kampf von ukrainischen Nationalisten ihre
Unterstützung. Einige Jahrzehnte später er-
brachte die Auflösung der UdSSR neue Be-
dingungen für die US-amerikanische Osteu-
ropapolitik. Deren Ziel ist es offenbar, den
weltpolitischen Einfluss Russlands weiter ab-
zusenken und russische Staatlichkeit zu
schwächen. Einflussnahme auf die ukrainische
Regierungspolitik verschafft dabei Vorteile,
die Angliederung der Ukraine an die NATO
wäre dafür höchst nützlich, aber schon der
Konfliktzustand in dieser Region wirkt ma-
teriell bedrängend auf die Verhältnisse in
Russland ein. Da mag die Moskauer Führung
noch so sehr die Stärke ihres Landes propa-
gieren. 

Direkte wirtschaftliche Interessen haben die
USA in dieser Region kaum; das ist anders bei
Staaten der EU, insbesondere der Bundesre-
publik. Eben deshalb stimmen die europäi-

de, dass das AudiMin nicht mehr nutzbar
sein wird, haben wir nach einem Ersatzraum
gesucht«, erinnert sich Bergmann. Die Suche
habe sich allerdings schwierig gestaltet, da es
im Universitätshauptgebäude keinen ver-
gleichbaren Raum gäbe. Und im neuen X-
Gebäude wurde kein Kulturraum einge-
plant. »Das Land Nordrhein-Westfalen, das
das Bauwerk finanziert, stellt keine Partyflä-
chen zur Verfügung. Deshalb gibt es dafür
kein Geld«, erklärt Ingo Lohuis. Dennoch
betont er, dass die Universitätsleitung für Al-
ternativen offen sei. Die zu suchen sei aber
nicht Aufgabe des Rektorats. »Da müssen
die Studierenden kreativ sein und konkrete
Anfragen stellen«, findet Lohuis und weist
darauf hin, dass ein solcher Raum alle Si-
cherheitsaspekte erfüllen müsse. Oberste
Priorität hat der Kulturraum der Studieren-
denschaft für die Universität nicht, für die
die Sanierung viele Einschränkungen mit
sich bringt. »Da müssen wir erst einmal
schauen, dass Studium, Forschung und Leh-
re aufrecht erhalten werden.«  

Suche nach Alternative

Die Studierenden sehen sich jetzt in der
Stadt nach einem neuem Raum um. Erste
Gespräche hat es laut Ricardo Bergmann be-
reits gegeben. »Am Campus gibt es keine an-
deren vergleichbaren Kulturräume«, be-
gründet der AStA-Vorsitzende die Auswei-
tung der Suche. Aber noch ist Ricardo
Bergmann optimistisch, dass die Studieren-
den nach der Umbauphase ihre Veranstal-
tungen wieder an der Universität durchfüh-
ren können. Und auch Ingo Lohuis wünscht
sich: »Die sollen wiederkommen.«

Sozialticket bleibt –
vorerst

IN KÜRZE

Weil die Landeszuschüsse nicht ausreich-
ten, wollte die Verwaltung das Sozialticket
vorläufig einschränken. Jetzt bleibt das
Sozialtickt doch. Die Bielefelder Ratsaus-
schüsse stimmten einstimmig für die Bei-
behaltung des Tickets. Weiter gestritten
wird zwischen dem  Verkehrsbetrieb ›mo-
Biel‹ und dem ›Bündnis für ein Sozialti-
cket‹ über die Kosten. Während  ›moBiel‹
von einem Zuschußgeschäft ausgeht,
sieht das ›Bündnis für ein Sozialticket‹ da-
rin ein Erfolgsmodell. »Der gesamte Fahr-
gastzuwachs der letzten zwei Jahre ist
durch das Sozialticket entstanden«, sagt
Bernd Küffner vom Verkehrsclub Deutsch-
land.
Das ›Bündnis für ein Sozialticket‹ beziffert
die Mehreinnahmen beim Verkehrsunter-
nehmen auf mehr als 500.000 Euro. »Die
Berechnungen von ›moBiel‹ sind unseri-
ös«, meint Brigitte Stelze vom Bündnis,
und fordert die Offenlegung der Berech-
nungen des Verkehrsbetriebs.

schen, vor allem deutschen Politikkonzepte
in Sachen Ukraine in Wahrheit nicht überein
mit denen der US-Regierung. Diese Diffe-
renz jedoch wird der Öffentlichkeit weitge-
hend vorenthalten. PolitikerInnen und Me-
dien hierzulande wollen nicht in den Ver-
dacht des ›Antiamerikanismus‹ geraten und
auch bedeckt halten, dass der Große Bruder
jenseits des Atlantiks in letzter Instanz denn
doch das Sagen hat. Die NATO als Militär-
system wiederum hat ihre spezifischen Inte-
ressen. Ihr ist an Ausdehnung ihres Tätigkeits-
feldes gelegen; und die Rüstungsbranche
braucht internationale Konflikte als Ge-
schäftsförderung.

Angesichts dessen ›Putin verstehen‹ ? Sich
in die russische Interessenlage hineindenken?
Gegen politische Moral verstößt diese Einstel-
lung keineswegs. Allerdings wäre sie unsin-
nig, wenn sich damit die Illusion verbinden
würde, die russische Regierungspolitik sei
›fortschrittlich‹ und der Gewaltlosigkeit ver-
pflichtet. Sie ist vielmehr darauf gerichtet, mit
den üblichen und durchaus fragwürdigen
Mitteln der internationalen Machtpolitik für
Russland einen Status zu festigen, der das
Mitreden in der Weltpolitik weiter erlaubt. 

Realitätsfern freilich ist das Urteil, mit der
›Annexion‹ der Krim habe der Kreml gezeigt,
dass er einen weitreichenden Eroberungszug
gen Westen beabsichtige. Auch die demokra-
tische Opposition gegen das ›System Putin‹ in
Russland geht davon aus, dass die Krim nicht
der Regie eines ukrainischen Staates überlas-
sen werden durfte, der sich auf die Integration
in das transatlantische Militärbündnis vorbe-

reitet. Die Halbinsel, in der Mehrheit ihrer
Bevölkerung russisch geprägt, gilt den meis-
ten Russen als ein seinerzeit nur pro forma an
die Ukraine ›verliehenes‹ Terrain.

Einseitige Stellungnahmen 
vermeiden

Aber hat nicht der russische Staat, indem er
die Krim sich wieder eingliederte, grundsätz-
lich den völkerrechtlichen Prinzipien eine
Absage erteilt und sind deshalb Verhandlun-
gen mit ihm nicht mehr sinnvoll? Wollte man
dieser Einschätzung folgen, wäre jeder Ver-
such abzubrechen, auf zwischenstaatliches
Verhandeln, auf friedliche Lösungen hinzu-
drängen. Es ist nicht so, als sei der russische
Staat ein Wolf, dem weltweit eine Herde von
staatlichen Unschuldslämmern gegenüber-
steht. Noch immer dominiert international,
quer zu allen Himmelsrichtungen, das
Grundmuster einer Durchsetzung von geo-
politischen und ökonomischen Interessen, die
im Konfliktfall auf das Existenzrecht von
Menschen keine Rücksicht nehmen. Sich
dem entgegenzustellen, gegen jede Kriegs-
treiberei anzugehen, setzt voraus, einseitige
Stellungnahmen für den einen oder den an-
deren Machtstaat zu vermeiden.

Arno Klönne: Jg. 1931, ehem. Professor für
Soziologie, Universität Paderborn. Er war
in den 1960er Jahren einer der Sprecher
der Ostermarschbewegung, jetzt Mithe-
rausgeber der Schrift ›Ossietzky‹.

Bürger gegen TTIP
In Bielefeld hat sich
ein breites Bündnis
gegen die Freihan-
delsabkommen
zwischen Europa,
den USA und Kana-
da gegründet. Ge-
tragen von Partei-
en, Gewerkschaften
und Initiatven star-
tete das Bündnis im
Oktober mit einem
Aktionstag. Aktuell
wird mit einen Bür-
gerantrag versucht,

auf lokaler Ebene ein Zeichen gegen TTIP,
Ceta und Co zu setzen.

»Alle Verträge werden die Gestaltungs-
möglichkeiten von Städten und Gemein-
den nachhaltig einschränken«, meint
Carsten Strauch vom Bündnis. »Ob beim
Theater, der Volkshochschule, der Ju-
gendhilfe, der Wasserversorgung oder
bei den Sparkassen – TTIP und die ande-
ren Abkommen hätten weitreichende
Auswirkungen und gefährden die kom-
munale Selbstverwaltung.« Der Bürgeran-
trag gegen TTIP, Ceta und Co kann auch
Online unterschrieben werden. 

Mehr unter: 
http://bielefeld.gegen-ttip.de
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Ohne Pauken und Trompeten: Zumindest für drei Jahre bleibt das AudiMin kulturfreie Zone.

Die großen Medien in Deutschland haben ihr Urteil über den Konflikt in der Ukraine 
gefällt: Der Russe ist Schuld. Arno Klönne über Legenden und Realitäten

Ukrainische Soldaten blockieren mit ihren Pan-
zern Zugangsstraßen in Slowjansk, einer Stadt im
Donez-Becken, um gegen die ebenfalls bewaff-
neten Seperatisten im Osten der Ukraine vorzu-
gehen. Die Zivilbevölkerung muss sehen, wo sie

bleibt.
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Umkämpfte Ukraine


